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Vorblatt 


Sechste Novelle zum Wehrsoldgesetz 
(Gesetzentwurf der Bundesregierung) 


A. Problem 

Durch die letzte Änderung des Wehrsoldgesetzes wurde den 
Wehrpflichtigen lediglich für das Jahr 1969 eine Weihnachts- 
zuwendung gewährt. Der Bundestag hatte die Bundesregierung 
damals aufgefordert, eine dauerhafte Regelung vorzulegen. 


B. Lösung 

Gewährung einer Sonderzuwendung für die Wehrdienstleisten- 
den und die Ersatzdienstleistenden von 75 DM im Monat De- 
zember 1970 und von 100 DM im Dezember 1971 und folgende. 


C. Alternativen 

Keine. 


D. Kosten 


BMVtdg 

BMI 

BMA 


1970 ab 1971 

Millionen DM 

16,5 22 

ca. 0,225 0,225 

0,45 0,7 

17,175 22,925 
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Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 4, Juli 1970 

1/3 ^ 37231 — We 8/2/70 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlos- 
senen 


Entwurf eines Sechsten Gesetzes 
zur Änderung des Wehrsoldgesetzes 

mit Begründung, Ich bitte, die Beschlußfassung des Deutschen 
Bundestages herbeizuführen. 

Federführend ist der Bundesminister des Innern. 

Der Bundesrat hat in seiner 354. Sitzung am 26. Juni 1970 gemäß 
Artikel 76 Abs, 2 des Grundgesetzes beschlossen, gegen den 
Entwurf keine Einwendungen zu erheben. 


Brandt 
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Entwurf eines Sechsten Gesetzes 
zur Änderung des Wehrsoldgesetzes 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlos- 
sen: 


Artikel 1 

Das Wehrsoldgesetz in der Fassung der Bekannt- 
machung vom 28. August 1965 (Bundesgesetzbl. 1 
S. 1051), zuletzt geändert durch das Fünfte Gesetz 
zur Änderung des Wehrsoldgesetzes vom 10. März 
1970 (Bundesgesetzbl. I S. 253), wird wie folgt 
geändert: 


1. § 7 wird wie folgt geändert; 

a) ln den Absätzen 1, 3 und 4 wird hinter dem 
Wort „Dezember" die Zahl „1969" gestrichen. 

b) Absatz 2 erhält folgende Fassung: 

„(2) Die Zuwendung beträgt fünfundsieb- 
zig Deutsche Mark. Sie unterliegt dem Kauf- 
kraftausgleich nach § 2 Abs. 2 des Bundes- 
besoldungsgesetzes, wenn der Soldat nach 
§ 2 Abs. 2 dieses Gesetzes doppelten Wehr- 
sold erhält." 

c) In Absatz 4 werden die Worte „oder in den 
Fällen des § 1 Abs. 4 oder des § 2 Abs. 3 
dieses Gesetzes seinen Dienst nicht ausübt" 
gestrichen. 

2. In § 7 Abs. 2 Satz 1 in der Fassung der Num- 
mer 1 wird das Wort „fünfundsiebzig" durch 
das Wort „hundert" ersetzt. 


Artikel 2 
Es treten in Kraft 

1. Artikel 1 Nr. 1 am 1. November 1970, 

2. Artikel 1 Nr. 2 am 1. Januar 1971. 
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Begründung 


1 . 

Der Deutsche Bundestag hat die Bundesregierung in 
seiner Entschließung vom 12. Dezember 1969 (Druck- 
sache VI/149) ersucht, einen Gesetzentwurf vorzu- 
legen, der die Vorschriften über die besondere 
Zuwendung für grundwehrdienstleistende Soldaten 
im Monat Dezember 1969 durch eine verbesserte 
und dauerhafte Regelung ablöst und sich an den 
Vorschriften für den öffentlichen Dienst orientiert. 
Der vorliegende Gesetzentwurf entspricht diesem 
Ersuchen. 

IL 

Die Neuregelung geht von der Bemessungsgrund- 
lage für den Grundbetrag der Zuwendung aus, den 
die Angehörigen des öffentlichen Dienstes erhalten 
Dieser beträgt im Jahr 1970 v50 v. H. und vom 
Jahre 1971 ab 66% v. H. der nach dem Gesetz über 
die Gewährung einer jährlichen Sonderzuwendung 
vom 15. Juli 1965 (Bundesgesetzbl. I S. 609) in der 
Fassung des Zweiten Besoldungsneuregelungsge- 
setzes vom 14. Mai 1969 (Bundesgesetzbl. I S. 365) 
und den entsprechenden Tarifverträgen maßgeben- 
den Dezemberbezüge. 

Dementsprechend soll die Zuwendung für die 
grundwehrdienstleistenden Soldaten im Jahre 1970 
auf rund 50 v. H., vom Jahre 1971 ab auf rund 
66“/^ V. H. des Wehrsoldes für den Monat Dezember 
aufbauen. Um finanziell unbedeutende Differen- 
zierungen nach den Sätzen der einzelnen Wehrsold- 
gruppen zu vermeiden, soll wie bisher eine pau- 
schalierte einheitliche Zuwendung gewährt werden. 
Sie berücksichtigt einmal, daß ein großer Teil der 
Grundwehrdienstleistenden Wehrsold nach der 
Wehrsoldgruppe 2 erhält, zum anderen, daß im 
Jahre 1970 erstmals in größerer Zahl Grundwehr- 
dienstleistende zu Unteroffizieren (Wehrsold- 
gruppe 3) befördert werden sollen. Deshalb sind die 
vorgesehenen Beträge aus Mittelwerten errechnet, 
die zwischen den Wehrsoldgruppen 2 und 3 liegen. 

Neben der Änderung des Betrages für die beson- 
dere Zuwendung entfällt die bisherige Beschränkung 
der Regelung auf das Jahr 1969. Ferner ist eine 
redaktionelle Änderung der Vorschrift des § 7 
Äbs. 2 Satz 2 über den bei Dienstleistung im Aus- 
land zu zahlenden Kaufkraftausgleich vorgesehen. 
Schließlich sollen die Äusschlußtatbestände in § 7 
Äbs. 4 des Wehrsoldgesetzes vereinfacht werden. 
Maßgebend hierfür ist die Erwägung, daß die Zu- 
wendung nur bei schwerwiegendem Fehlverhalten 
wegfallen soll, während andere dienstliche Ver- 
fehlungen zur Vermeidung von Zufälligkeiten und 
Äbgrenzungsschwierigkeiten sowie aus Gründen 
der Verwaltungsvereinfachung außer Betracht blei- 
ben sollen. 


Weitere Änderungen des § 7 des Wehrsoldgesetzes 
werden nicht vorgeschlagen, insbesondere nicht die 
Berechnung der Zuwendung nach der Dauer des im 
Kalenderjahr geleisteten Wehrdienstes. Dies würde 
zu Teilbeträgen führen, die dem Charakter der Zu- 
wendung als einer besonderen zusätzlichen Leistimg 
im Monat Dezember und dem Bedürfnis, dem 
Dienstleistenden einen Betrag von angemessener 
Höhe zu gewähren, nicht voll gerecht würden. Im 
übrigen soll der in Vorbereitung befindlichen Über- 
prüfung der Frage, in welcher Weise die Geldbe- 
züge der Soldaten, die aufgrund der Wehrpflicht 
Dienst leisten, gestaltet werden sollen, nicht vorge- 
griffen werden. 

III. 

Die Neuregelung wird entsprechend für die Dienst- 
pflichtigen im Bundesgrenzschutz und für die Ersatz- 
dienstleistenden gelten (vgl. § 42 a Äbs. 3 des 
Wehrpflichtgesetzes, § 35 Äbs. 1 des Gesetzes über 
den zivilen Ersatzdienst). 

IV. 

Die Kosten aus der Durchführung dieses Gesetzes 
werden gegenüber dem Gesamtansatz für die be- 
sondere Zuwendung im Jahre 1969 von 17,5 Millio- 
nen DM im Bereich 

1. des Bundesministers der Verteidigung im Jahre 
1970 auf 16,5 Millionen DM, in den folgenden 
Jahren auf 22 Millionen DM, 

2. des Bundesministers des Innern jährlich auf bis 
zu 225 000 DM, 

3. des Bundesministers für Arbeit und Sozialord- 
nung im Jahre 1970 auf 450 000 DM, in den fol- 
genden Jahren auf 700 000 DM 

geschätzt. Diese Kosten sind im Entwurf des Bun- 
deshaushaltsplans für das Jahr 1970 enthalten. 

Die Kosten für das Jahr 1971 halten sich im Rahmen 
des Plafonds für den Einzelplan des Bundesministers 
der Verteidigung; im Bereich der Bundesminister 
für Arbeit und Sozialordnung und des Innern wer- 
den sie aus den für dieses Jahr veranschlagten An- 
sätzen gedeckt. Für die folgenden Jahre sollen sie 
bei der Fortschreibung der mehrjährigen Finanzpla- 
nung berücksichtigt, im Bereich des Bundesministers 
des Innern mit den Ansätzen in der mehrjährigen 
Finanzplanung aufgefangen werden. 

Aus der Gewährung der besonderen Zuwendung 
werden sich im Jahre 1970 gegenüber dem Vorjahr 
Auswirkungen auf das Preisniveau nicht ergeben. 
In den folgenden Jahren sind solche Auswirkungen, 
da die Mehraufwendungen für die Preisentwicklung 
nicht ins Gewicht fallen, ebenfalls nicht zu erwarten. 
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